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3) 4. November 1930. (111 415. 29) (RGZ. Bd. 130 S. 319)

Souverän.itätsakt - Amtspflichtverletzung - Art. 131 RVerf.

i. In der Einbringung des Lippeschen Gesetzes VOM 30. Juni 1925 -

dessen Unvereinbarkeit mit dem Reichsrecht durch Entscheidung des Reichs-

finanzholes vom 15. Januar 1927 festgestellt worden ist - durch das

Landespräsidium kann eine zum Schadensersatz verpflichtende Amts-

pflichtverletzung nicht gefunden werden, da das Landespräsidium insoweit

nicht als Beamter gegenüber den Klagern, so.Üdern in Ausübung der höchsten

StaatSgewalt (Souveränität) gehandelt hat.

2, Die Lippesche Regierung mußte bei Einbringung des Gesetzes

vom 30. Juni 1925 die Grenze zwischen der eigenen. steuerlichen Zu-

ständigkeit und der des Reiches innehalten. Aber diese Verpflichtung&apos;Iag
ihr nur dem Reiche gegenüber auf Grund der Reichsverlassung und des

Finanzausgleichsgesetzes ob; Amtspflichten im Sinne des Art. 131 RVerl.
und des § 839 BGB. kamen insoweit gegenüber den Untertanen des Landes

,nicht in Frage.
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